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Ebert: „Drohende Verjährung ist Grund für Klage“  

Das juristische Vorgehen der Bayerischen Staatsforsten gegen den „Hohen Buchenen Wald“ wird 

unterschiedlich bewertet  

  

Foto: Daniel Peter 

Wie viel Schutz für den Steigerwald? Die Bayerischen Staatsforsten wollen Klage einreichen gegen 

das Schutzgebiet „Der Hohe Buchene Wald im Ebracher Forst“.  

Die Bayerischen Staatsforsten wollen gegen den vor fast einem Jahr ausgewiesenen geschützten 

Landschaftsbestandteil „Der Hohe Buchene Wald im Ebracher Forst“ Klage einreichen. Wie zu 

erwarten, bewerten Befürworter und Gegner des Schutzgebiets die angekündigte Klage der 

Bayerischen Staatsforsten gegen die Ausweisung des geschützten Landschaftsbestandteils „Der Hohe 

Buchene Wald im Ebracher Forst“ sehr unterschiedlich. 

Richard Mergner, Landesbeauftragter beim Bund Naturschutz in Bayern, sieht im Vorgehen der 

Staatsforsten ein völliges Novum. Denn hier gehe es um die Klage eines Teilbereichs des Staates, 

nämlich der Staatsforsten gegen einen andern, nämlich das Landratsamt Bamberg. 

Martin Neumeyer, bisher Amtschef im Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten und ab 1. April Vorstandsvorsitzender der Bayerischen Staatsforsten, werde sich gleich 

mit einem Affront gegen den geschützten Landschaftsbestandteil einführen und wolle offensichtlich 

den Konfliktkurs gegen die Naturschutzverbände fortführen und zuspitzen. Der Bund Naturschutz 

werde indessen selbst rechtliche Möglichkeiten prüfen. Dazu müsse er aber erst die Begründung der 

Klage der Staatsforsten kennen. 

Mergners Bruder Ulrich ist Leiter des Forstbetriebs Ebrach und möchte sich nicht zu der rechtlichen 

Auseinandersetzung äußern. Eines aber betonte er: Die von ihm entwickelte und bereits praktizierte 

Alternative zu Großschutzgebieten, das Trittsteinkonzept, werde in der Diskussion immer wieder 

unterschlagen. Es stehe außer Frage, dass die Staatsforsten viel mehr als früher für den Naturschutz 

tun, nicht nur durch die Ausweisung zahlreicher kleinerer forstwirtschaftlich ungenutzter Flächen, 

sondern auch durch eine viel vorsichtigere Holznutzung. 

Oskar Ebert, stellvertretender Vorsitzender des Anti-Nationalparkvereins „Unser Steigerwald“, 

verweist auf den äußeren Grund für die Klage. Die Verordnung des Landratsamts Bamberg über den 

geschützten Landschaftsbestandteil „Der Hohe Buchene Wald im Ebracher Forst“ trat nämlich am 17. 

April 2014 in Kraft, einen Tag, nachdem sie im Amtsblatt des Kreises veröffentlicht worden war. 

Wegen der Verjährungsfrist sei es in den Augen Eberts nötig gewesen, die Klage jetzt einzureichen. 

Sonst werde die Verordnung in wenigen Wochen rechtskräftig. Eine weitere Klage prüfe auch die 

Gemeinde Rauhenebrach, sagt Ebert. Der Verein „Unser Steigerwald“ dagegen wird wohl nicht vor 

Gericht gegen das Schutzgebiet vorgehen, weil der Verein als solcher nach Auskunft von 
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Rechtsexperten keinen direkten Schaden durch den geschützten Landschaftsbestandteil erleide. Die 

Bayerischen Staatsforsten dagegen könnten geschädigt sein. 

Volker Conrad, Revierleiter des Gemeinsamen Bürgerwalds Gerolzhofen-Dingolshausen, hat eine 

sechs Kilometer lange Grenze zu dem geschützten Gebiet. Er wundert sich, dass die Staatsforsten 

erst jetzt gegen den geschützten Landschaftsbestandteil klagen. Er hält diesen Weg auch für den 

besseren. Denn wenn das Gebiet politisch zurückgenommen würde, hätten die Befürworter leichtes 

Spiel zu behaupten, das sei politischer Willkür der CSU-Staatsregierung entsprungen. So aber werde 

ein Gericht entscheiden. 

Conrad: „Ich glaube nicht, dass eine so große Fläche Bestand als geschützter Landschaftsbestandteil 

haben wird.“ Hintergrund: Das Landratsamt Bamberg hat seine Verordnung auf der Basis der 

Paragrafen 29 des Bundesnaturschutzgesetzes erlassen, der meist für den Schutz von kleineren 

Objekten in einer Landschaft Anwendung findet. Das Gesetz macht bei der Fläche aber keine 

Einschränkungen. 

Eine Gefahr sieht Nationalparkgegner Conrad in der Klage allerdings auch: Sollte das Gericht die 

Ausweisung als rechtens beurteilen, dann könne das Landratsämtern in ganz Bayern Tür und Tor 

öffnen, beliebig viele und große Landschaftsteile unter Schutz zu stellen. 
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